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Drucksache IV/1007 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Atomkernenergie und Wasserwirtsdiaft 

(26. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung vom 4. Oktober 1961 der Satzung der 
Internationalen Atomenergie-Organisation 

— Drucksache IV/852 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Geisendörfer 


Der Gesetzentwurf — Drucksache IV/852 — 

wurde vom Bundestag in der 54. Sitzung am 16. Ja- 
nuar 1963 in 1. Beratung an den Ausschuß für 
Atomkernenergie und Wasserwirtschaft federfüh- 
rend und an den Ausschuß für auswärtige Ange- 
legenheiten zur Mitberatung überwiesen. Der feder- 
führende Ausschuß hat sich mit dem Gesetzentwurf 
in seiner Sitzung am 14. Februar 1963 befaßt. Die 
Stellungnahme des mitberatenden Ausschusses 
liegt vor. 

Der Gesetzentwurf enthält eine Änderung der Sat- 
zung der Internationalen Atomenergie-Organisation 
(lAEO) (Bundesgesetzbl. 1957 II S. 1357); die ge- 
meinsame deutschsprachige Übersetzung für die 
Bundesrepublik Deutschland, die Republik Öster- 
reich und die Schweizerische Eidgenossenschaft (vgl. 
Bundesgesetzbl. 1958 II S. 2). Die Änderung ist von 
der Generalkonferenz in einer Entschließung auf der 
58. Vollsitzung am 4. Oktober 1961 genehmigt wor- 
den. Der Erlaß des Gesetzes /ist wegen Artikel 59 
Abs. 2 Satz 1 GG erforderlich, da die Satzung und 
die Änderung die politischen Beziehungen des Bun- 
des regeln. 

Die Satzungsänderung betrifft die Zusammenset- 
zung des Gouverneursrates der lAEO. Nach Artikel 
VI der Satzung in der bisherigen Fassung kann der 
Gouverneursrat bestehen aus 

a) 5 Mitgliedern der Organisation, die in der Tech- 
nik der Atomenergie einschließlich der Erzeu- 
gung von Ausgangsmaterial am weitesten fort- 
geschritten sind (Absatz A Nr. 1); 

b) dem in der Technik der Atomenergie einschließ- 
lich der Erzeugung von Ausgangsmaterial am 


weitesten fortgeschrittenen Mitglied aus den 
Räumen Nordamerika, Lateinamerika, West- 
europa, Osteuropa, Afrika und Mittlerer Osten, 
Südasien, Südostasien und Pazifik, Ferner Osten, 
soweit diese Räume nicht bereits durch eins der 
unter a) genannten Mitglieder vertreten sind 
(Absatz A Nr. 1); 

c) 2 Mitgliedern der Organisation von den folgen- 
den sonstigen Erzeugern von Ausgangsmaterial: 
Belgien, Polen, Portugal und Tschechoslowakei 
(Absatz A Nr. 2) ; 

d) einem weiteren Mitglied als Lieferland tech- 
nischer Hilfe (Absatz A Nr. 2); 

e) 10 Mitgliedern der Organisation, wodurch die 
unter b) angeführten geographischen Räume so 
angemessen vertreten sind, daß in dieser Kate- 
gorie stets 1 Vertreter jeder dieser Räume mit 
Ausnahme Nordamerikas enthalten ist (Absatz A 
Nr. 3). 

Nach dem Wortlaut der Satzung könnte sich der 
Gouverneursrat an sich aus 26 Mitgliedern zusam- 
mensetzen. Seit Bestehen der Organisation ist es je- 
doch allgemeine Übung, daß nach Absatz A Nr. 1 
stets die Staaten Vereinigte Staaten von Amerika, 
Sowjetunion, Vereinigtes Königreich, Frankreich und 
Kanada gewählt werden, so daß bei den Mitgliedern 
aus den geographischen Räumen nach derselben 
Nummer die Räume Nordamerika, Westeuropa und 
Osteuropa bei der Zuwahl fortfallen. Der Gouver- 
neursrat besteht daher nach der bisherigen allgemei- 
nen Übung aus 23 Mitgliedern. 

Gegenwärtig gehören folgende Staaten dem Gou- 
verneursrat an: Argentinien, Australien, Belgien, 
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Brasilien, Dänemark, Frankreich, Griechenland, In- 
dien, Indonesien, Iran, Italien, Japan, Kanada, Ko- 
lumbien, Mexiko, Pakistan, Polen, Sowjetunion, 
Südafrika, Ungarn, Vereinigtes Königreich, Ver- 
einigte Staaten von Amerika, Vietnam. 

Durch die Satzungsänderung wird die Zahl der 
nach Artikel VI Abs. A Nr. 3 zu wählenden Mit- 
glieder von 10 auf 12 erhöht. Die Erhöhung kommt 
den Mitgliedern aus den geographischen Räumen 
„Afrika und Mittlerer Osten" und „Lateinamerika" 
zugute, die hierfür statt bisher je 2 jetzt je 3 Mit- 
glieder stellen sollen. Diese Änderung wurde im 
Hinblick auf die inzwischen beträchtlich gestiegene 
Zahl der Mitgliedsländer aus diesen Räumen von 
der Mehrheit der Mitgliedstaaten für angemessen 
befunden. Die Mitgliederzahl der lAEO ist inzwi- 
schen von ursprünglich 54 auf 81 gestiegen. Zu den 
neuen Mitgliedern gehört die Mehrzahl der jungen 
afrikanischen Staaten. Die Satzungsänderung ent- 
spricht dem Gebot der gleichmäßigen Vertretung 
aller geographischen Räume im Gouverneursrat als 
dem praktisch wichtigsten Organ der Organisation. 


Zum Gesetzentwurf ist im einzelnen festzustellen: 

a) Die Überschrift soll auf übereinstimmenden Vor- 
schlag sowohl des federführenden als auch des 
mitbeteiligten Ausschusses aus sprachlichen 
Gründen geändert werden; 

b) in Übereinstimmung mit der Bundesregierung ist 
der Ausschuß der Meinung, daß der Gesetz- 
entwurf nicht der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf; 

c) Artikel I des Gesetzentwurfs betrifft die Zustim- 
mung der deutschen gesetzgebenden Körper- 
schaften zu der Änderung; 

d) Artikel II enthält die Berlin-Klausel; 

e) Artikel III entspricht in Absatz 1 dem Erfordernis 
des Artikels 82 Abs. 2 GG. Nach Absatz 2 ist der 
Zeitpunkt, in dem die Änderung nach Artikel 
XVIII Abs. C der Satzung für die Bundesrepublik 
in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzu- 
geben; 

f) Bund, Länder und Gemeinden werden durch das 
Gesetz nicht mit Kosten belastet. 


Bonn, den 19. Februar 1963 


Frau Geisendörfer 

Berichterstatterin 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/852 — mit der 
Maßgabe, daß die Überschrift folgende Fassung er- 
hält: 

„Entwurf eines Gesetzes betreffend die Änderung 
vom 4. Oktober 1961 der Satzung der Internatio- 
nalen Atomenergie-Organisation", 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzuneh- 
men. 


Bonn, den 19. Februar 1963 


Der Ausschuß für Atomkemenergie 
und Wasserwirtschaft 

Dr. Bechert Frau Geisendörfer 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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